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sollte die bisherige Zuständigkeit der Schiedskommis­
sionen- erweitert werden. Damit würde den Vorstel­
lungen vieler Schiedskommissionen entsprochen. Insbe­
sondere sollten folgende Fragen geklärt werden:
1. Unter welchen Voraussetzungen könnten Fragen der 
materiellen Verantwortlichkeit von der Schiedskom­
mission behandelt werden?
Die Fälle, in denen die Geltendmachung der materiel­
len Verantwortlichkeit unmittelbar mit der Herstellung 
statutengemäßer Verhältnisse zusammenhing, verlie­
ren an Bedeutung. Die Mitgliederversammlungen — be­
sonders in den größeren LPGs — werden sich zuneh­
mend auf die Entscheidung der Hauptfragen der ge­
nossenschaftlichen Entwicklung konzentrieren müssen. 
Beachtlich sind auch die von A r 11 entwickelten Ge­
danken, daß bei einem richtigen Zusammenspiel kon­
kreter — und weiter zu entwickelnder — Vergütungs­
formen mit der Schadenersatzpflicht der letzteren kei­
nesfalls eine dominierende Rolle zukommt0. Die Durch­
setzung von Schadenersatzansprüchen wird immer 
mehr das Ziel haben, erzieherisch auf e i n z e l n e  Ge­
nossenschaftsbauern einzuwirken.
Deshalb könnte erwogen werden, den Vorsitzenden 
bzw. seinen Stellvertreter im Rahmen ihrer Alleinver­
tretungsbefugnis nach § 26 LPG-Ges. zu berechtigen, 
einen entsprechenden Antrag bei der Schiedskommis­
sion zu stellen. Es sollte auch geprüft werden, ob ggf. 
ein solches Recht im angegebenen oder in größerem 
Umfange dem Vorstand übertragen werden könnte.
2. Ist es gerechtfertigt, daß die Schiedskommissionen 
über Disziplinarmaßnahmen beraten?
In verschiedenen LPGs werden, wenn die Vorausset­
zungen von Ziff. 32 MBO vorliegen, den Mitgliedern oft 
mehr Arbeitseinheiten abgezogen, als diese Regelung 
versieht. Dadurch treten unzumutbare Härten für ein­
zelne Mitglieder ein. Meines Erachtens sollte dem be­
troffenen Mitglied das Recht zugesprochen werden, vor 
der Schiedskommission Einspruch zu erheben. War die 
Maßnahme gerechtfertigt, dann ist es Aufgabe der 
Schiedskommission, den Antragsteller davon zu über­
zeugen. Im anderen Falle müßte sie dem Vorstand die

9 Arlt, „Fragen der weiteren rechtlichen Gestaltung der Ar­
beitsverhälthisse der Genossenschaftsbauern“, Staat und Recht 
1965, Heft 5, S. 780.

Aufhebung der ungerechtfertigten Maßnahme empfeh­
len. Wird diese nicht aufgehoben, so bleibt dem Mit­
glied das Recht, die Mitgliederversammlung anzuru­
fen. Dadurch würde keineswegs die Mitgliederversamm­
lung eine „Entscheidung“ der Schiedskommission über­
prüfen, da eine solche nicht ergangen ist. Diese Ver­
fahrensweise, nach der in der Praxis teilweise bereits 
verfahren wird, wäre ohne Änderung LPG-rechtlicher 
Bestimmungen möglich.
3. Sollten sich die Schiedskommissionen mit solchen 
Mitgliedern befassen, die ihrer Pflicht zur Arbeit nur* 
ungenügend nachkommen?
In der Praxis haben sich Schiedskommissionen bereits 
wiederholt mit solchen Menschen beschäftigt, denen 
gegenüber Disziplinarmaßnahmen erfolglos waren, 
ohne daß es sich dabei um Arbeitsbummelanten der in 
Ziff. 44 SchK-Richtlinie charakterisierten Art handelt. In 
Aussprachen haben Mitglieder von Schiedskommissio­
nen dazu die Auffassung vertreten, daß es durchaus 
nützlich sein kann, wenn außer den Vorstandsmitglie­
dern auch die Schiedskommission auf diese Bürger 
erzieherischen Einfluß nimmt. Dabei muß auch be­
achtet werden, daß die Vorsitzenden bzw. die Vorstände 
vor allem großer LPGs häufig sehr überlastet sind und 
daß mit den Disziplinarmaßnahmen nicht immer im 
Sinne des Rechtspflegeerlasses auf den Betroffenen ein­
gewirkt wird. Die Schiedskommission, die sich der 
Aussprache mit solchen Menschen mit größerer Um­
sicht und Sorgfalt widmen kann, wird oft besser die 
ideologischen Unklarheiten aufdecken können, die zu 
dem negativen Verhalten geführt haben.
Diese Praxis wird jedoch von der SchK-Richtlinie nicht 
getragen, da die Bestimmungen der Ziff. 12 und 14 nur 
für diejenigen Bürger gelten, die in keinem Mitglied­
schafts- bzw. Arbeitsrechtsverhältnis stehen. Außerdem 
bedarf es nach Ziff. 45 SchK-Richtlinie eines Antrags der 
Volksvertretung und ihrer Organe bzw. der Ausschüsse 
der Nationalen Front, ehe die Schiedskommissionen 
tätig werden können.
Meines Erachtens sollten jedoch die Schiedskommis­
sionen ermächtigt werden, sich auch mit den Mitglie­
dern auseinanderzusetzen, wenn Disziplinarmaßnah­
men ohne Erfolg angewandt worden sind. Der entspre­
chende Antrag müßte dann auch vom Vorstand gestellt 
werden können.
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Die Schadenersatzpflicht der LPG bei Arbeitsunfällen
Untersuchungen der zentralen Rechtspflegeorgane über 
die Behandlung von Rechtsverletzungen auf dem Ge­
biet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes im Bereich 
der sozialistischen Landwirtschaft haben gezeigt, daß 
es hinsichtlich der Wahrung der Rechte der LPG-Mit- 
glieder, die durch einen Arbeitsunfall Schaden erlitten 
haben, Mängel gibt. Von den Genossenschaften wird oft 
versäumt, den Schaden zu ersetzen, den ein Mitglied 
erleidet, weil die Genossenschaft ihre Pflichten verletzt 
hat. Die Ursachen dafür liegen m. E. darin, daß die 
Schadenersatzregelung für Mitglieder der LPGs recht­
lich kompliziert ist und die für eine Schadenersatzrege­
lung maßgeblichen Bestimmungen oft unbekannt sind. 
Zunächst ist zu klären, ob LPG-Mitglieder unter Be­
rücksichtigung des Charakters des Genossenschaftsver­
hältnisses überhaupt Anspruch auf Schadenersatz 
haben, wenn Vorsitzende, Brigadiere und Arbeitsgrup­
penleiter der LPG die ihnen im Gesundheits- und 
Arbeitsschutz obliegenden Pflichten nicht erfüllt haben1.

1 Vgl. OG-Richtlinie Nr. 20 über die Behandlung von Rechts­
verletzungen aut dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes durch die Gerichte (NJ 1966 S. 33).

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß alle Bürger 
einen Anspruch auf Schadenersatz haben, wenn sie 
durch schuldhaftes Handeln anderer Schaden erleiden. 
Es ist auch herrschende Auffassung, daß aus dem Feh­
len einer ausdrücklichen Regelung im LPG-Gesetz kei­
neswegs geschlossen werden kann, der Gesetzgeber 
habe einen Anspruch auf Schadenersatz überhaupt ver­
neinen wollen. Vielmehr ist von dem im sozialistischen 
Recht geltenden Grundsatz auszugehen, daß bei schuld­
hafter Schädigung eines Bürgers der Verursacher, ggf. 
der Betrieb, Schadenersatz leisten muß. Diesem Grund­
satz folgen auch die §§ 15 ff. LPG-Ges., soweit die LPG 
Schadenersatzansprüche gegenüber ihren Mitgliedern 
geltend machen kann. Diese Bestimmungen schließen 
jedoch nicht aus, daß auch die Mitglieder solche Rechte 
haben sollen, wenn durch eine Pflichtverletzung der 
LPG das Mitglied Schaden erleidet. Der Auffassung von 
R i c h t e r ,  daß die Mitglieder nur auf die Leistungen 
der Sozialversicherung angewiesen sein sollen, wenn 
sie durch einen Arbeitsunfall geschädigt werden, der 
auf einer Pflichtverletzung der LPG im Arbeitsschutz
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